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Bonn, den 29. Dezember 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

vom 31. August 1965 (BGBl. I S. 1005) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 8. Dezember 
1966 

- Drucksache V/1171 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 78. Sitzung am 8. De- 
zember 1966 zu dem Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes, dureil das die Gewährung von Verpflichtungs- 
prämien für Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit in der 
Bundeswehr eingeführt worden ist, einen Entschließungsantrag 
des Innenausschusses auf Drucksache V/1171 angenommen. In 
diesem wird die Bundesregierung ersudit, dem 

„Deutschen Bundestag im Anschluß an den Bericht vom 
25. März 1966 - Drucksache V/488 - bis Ende 1967 über 
die weiteren Erfahrungen mit der Dienstzeitprämie für 
Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz auf Wider- 
ruf, der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn und über 
die weiteren Erfahrungen mit der Verpflichtungsprämie 
für Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit in der Bun- 
deswehr zu berichten." 

Namens der Bundesregierung berichte ich wie folgt: 

Auf Grund der Erfahrungen mit der Verpflichtungsprämie für 
Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit in der Bundeswehr hat 
die Bundesregierung den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes eingebracht (Druck- 
sache V/2378). Mit dem Gesetzentwurf soll die Regelung über 
die Verpflichtungsprämie, die nach § 47 a des Bundesbesoldungs- 
gesetzes bei Verpflichtungen von vier bis zu 15 Jahren gewährt 
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wird, der veränderten Personalstruktur der Bundeswehr ange- 
paßt und auf das derzeit erforderliche Maß zurückgeführt wer- 
den. Zugleich soll sie wegen des fortdauernden Fehlbestandes 
an Soldaten auf Zeit mit einer Dienstzeit bis zu acht Jahren 
in einem gegenüber der jetzigen Fassung beschränkten Um- 
fang bis zum 30. Juni 1971 verlängert werden. 

Wegen der weiteren Einzelheiten verweise idi auf den Ge- 
setzentwurf und die Begründung hierzu. 

Für Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz auf Widerruf 
der Grenzjäger- und Unterführerlaufbahn und für Unterführer 
und Mannschaften auf Zeit des Zivilschutzkorps ist eine Dienst- 
zeitprämie oder Verpflichtungsprämie bisher noch nicht einge- 
führt worden. Bei der Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundespolizeibeamtengesetzes hat der feder- 
führende Innenausschuß des Deutschen Bundestages die Not- 
wendigkeit anerkannt, eine Dienstzeitprämie für diesen Per- 
sonenkreis einzuführen; er ist aber dann in seiner Sitzung vom 
16. März 1967 (Protokoll Nr. 50) zu der Auffassung gelangt, 
daß er hierfür im Rahmen des Gesetzentwurfs keine Möglich- 
keit mehr sehe, nachdem der Haushaltsausschuß am Vortage 
festgestellt hatte, daß für die Mehrausgaben im Haushalt 1967 
keine Deckung vorhanden sei. Ebenfalls aus finanziellen Grün- 
den hat der Innenausschuß des Deutschen Bundestages seine 
ursprüngliche Absicht, eine Verpflichtungsprämie für Unter- 
führer und Mannschaften auf Zeit des Zivilschutzkorps einzu- 
führen (vgl. Protokoll Nr. 20 vom 22. Juni 1966) fallen gelassen 
(vgl. Protokoll Nr. 44 vom 16. Februar 1967). 

Die Einführung von Dienstzeit- oder Verpflichtungsprämien im 
Bereich des Bundesgrenzschutzes und des Zivilschutzkorps wird 
deshalb im Rahmen des zur Beratung anstehenden Entwurfs 
eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungs- 
gesetzes erneut zu prüfen sein. Die Unterlagen hierfür werde 
ich zu gegebener Zeit den zuständigen Ausschüssen des Deut- 
schen Bundestages vorlegen. 


In Vertretung 

Gumbel 
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